
tätigkeit wirksam wird (oder jedenfalls weiterwirkt), wenn bereits 
entgegengesetzt wirkende Maßnahmen notwendig wären43. 
Zweitens sind die Instrumente zur Anregung der Investitionstätigkeit 
ziemlich unwirksam, wenn es nicht gleichzeitig zu einer allgemeinen 
Ausweitung der Nachfrage kommt: die Steuerung des Zinssatzes ist 
innerhalb der Grenzen, in denen sie normalerweise erfolgt, nur von 
sehr begrenzter Wirksamkeit - sowohl als restriktive als auch als 
expansive Politik44; und während darüber hinaus die Verknappung 
des verfügbaren Kreditvolumens in einer Phase inflationärer Spannun­
gen zu einer sehr drastischen Einschränkung der Investitionstätigkeit 
führt, gilt dasselbe umgekehrt nicht: es kommt also vor, daß der Kredit 
zur Verfügung steht, aber nicht in Anspruch genommen wird, da es 
an einem ausreichenden Investitionsanreiz fehlt. 
Der Ausweg aus dieser Situation und die Wiederankurbelung der 
Investitionstätigkeit ist kompliziert und erfolgt schrittweise und weit­
gehend »spontan«. Ausschlaggebend dabei ist insbesondere ein Element 
starker Nachfrageexpansion, das nicht durch die Investitionen selbst 
gegeben ist: z. B. eine starke Entwicklung der Auslandsnachfrage. Da­
durch wird ein Prozeß in Gang gesetzt, der früher oder später die 
Wiederbelebung der Investitionsneigung bewirkt. Zu dieser Wieder­
belebung kann die Regierungspolitik auf verschiedene Weise beitragen, 
auch wenn keine der ihr zu Gebote stehenden Interventionsmöglichkei­
ten allein ausreicht, um die Wiederbelebung der Investitionen herbeizu­
führen. Sie kann auf die verschiedenen Elemente einwirken, von denen 
die Wiederbelebung abhängt: auf das politische »Vertrauensklima« der 
Kapitalisten, auf das verfügbare Kreditvolumen und auf die Kredit­
kosten; und sie kann erneut die Beschränkungen der Konsumnachfrage 
aufheben. Schließlich kann sie auch auf die Gewinnerwartungen Einfluß 
nehmen, indem sie die Faktoren abschwächt, die die Gewinnspannen 
schmälern, nämlich durch die Kontrolle der Lohrjdynamik. 
Hiermit sind wir bei dem entscheidenden Punkt angelangt, auf den sich 
alle Bemühungen konzentrieren: es geht darum, von einer Entwicklung, 
die sich auf das Wechselspiel zwischen inflationistischen und deflatio­
nistischen Phasen gründet, zu einer Entwicklung zu gelangen, in der der 
inflationäre Druck stärker kontrolliert ist und daher zu seiner Neutra-

43 Das trifft auf die italienische Situation zu, wo eine Reihe von Maßnahmen zur 
Einschränkung des Konsums und der Staatsausgaben (und die damit verbunde­
nen Dämpfungseffekte auf die Gesamtnachfrage und dadurch auf die Investitio­
nen) noch in der Phase, in der bereits Anreize erforderlich waren, fortwirkten 
oder sich sogar erst in dieser Phase auszuwirken begannen. 

44 Auch diese Beobachtung entnehmen wir dem zitierten Buch von Dow und den 
darin angeführten Dokumenten (wie der Radcliffe-Bericht in England). 
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lisierung keine Deflationspolitik erforderlich ist. »Einkommenspolitik« 
und Rationalisierungsinvestitionen sind die beiden Schwerpunkte dieser 
politischen Linie. Durch eine Kontrolle des Lohnauftriebs hofft man, 
den sowohl kostenseitig als auch nachfrageseitig bedingten Druck ver­
meiden zu können, der die Inflation hervorbringt; durch die Rationali­
sierungsinvestitionen werden die Auswirkungen des Lohndrucks auf 
die Produktionskosten abgeschwächt und Arbeitskraftreserven geschaf­
fen, die den Lohnauftrieb selbst dämpfen. 
Die Kontrolle des Lohn- und des Beschäftigungsniveaus und damit 
aller Verhaltensweisen, die diese beiden Faktoren beeinflussen4s, er­
weist sich also noch einmal als das Kernstück der kapitalistischen 
Politik. Nach verschiedenen, zum großen Teil fehlgeschlagenen Ver­
suchen der letzten Jahre, diese Kontrolle durchzuführen«5, wird gegen­
wärtig ein erneuter Versuch unternommen, sie zu verwirklichen, und 
zwar mit teilweise wirksameren Instrumenten (zumindest in einigen 
Ländern)*? und in einer Situation, in der ihre Notwendigkeit für den 
europäischen Kapitalismus immer dringlicher ist, nicht nur, weil die 
internationalen Wettbewerbsbedingungen keine übermäßigen Kon­
junkturrückschläge mehr zulassen (insbesondere im Hinblick auf die 
Investitionen), sondern auch, weil eine Instabilität, wie wir oben ge­
sehen haben, heute größere Gefahren mit sich bringt als früher. 
Alles das heißt nicht, daß die kapitalistische Wirtschaftsplanung bei 
ihrem Versuch, die Stabilitätserfordernisse mit den Wachstumserfor­
dernissen in Einklang zu bringen, über keine anderen Instrumente ver­
fügt: so ist beispielsweise die Anwendung steuerpolitischer Instrumente 
zur Durchführung einer Stabilisierungspolitik mit geringeren Dämp­
fungseffekten von vielen Nationalökonomen nachdrücklich befürwor-

45 Tatsächlich kann man nicht behaupten, daß die Kontrolle der Arbeitskraft in 
dieser Phase vor allem von der Angst vor einer politischen Revolution bestimmt 
ist. Wenn nicht die Arbeiterklasse selbst, so bieten doch ihre Organisationen in 
dieser Hinsicht eine Garantie, die dem System gegenwärtig genügt. Die Kon­
trolle bezweckt also vor allem, jene konjunkturellen, aber nicht nur konjunk­
turellen, Störungen und Ungleichgewichte zu vermeiden, die das Verhalten der 
Arbeiter in der wirtschaftlichen Entwicklung des Systems heraufbeschwören 
kann: Störungen, die durchaus (besonders im internationalen Rahmen) eine poli­
tische Dimension annehmen, ohne daß diese jedoch mit einem organisierten revo­
lutionären Aufbruch der Arbeiterklasse verknüpft ist. 

46 Vgl. Bruno Trentin, »Politica dei redditi e programmazione« [Einkommens­
politik und Wirtschaftsplanung], in Critica Marxista, Januar-Februar 1964, wo 
die verschiedenen fehlgeschlagenen Versuche einer »Einkommenspolitik« in 
einigen europäischen Ländern analysiert werden. 

47 Man denke beispielsweise daran, daß die Voraussetzungen für eine rigorosere 
Kontrolle über die Gewerkschaften, die sich in partiell unterschiedlichen Situatio­
nen in Italien, Frankreich und England herausgebildet haben, heute günstiger 
sind als früher. 
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tet worden1»8, auch wenn andere dieser Linie etwas skeptischer gegen­
überstehen. Faktisch ist jedoch keine alternative Stabilisierungspolitik 
durchgeführt worden, so daß sich die »Einkommenspolitik« allmählich 
als einzige realisierbare Linie, die Stabilität und Wachstum ermöglicht, 
durchgesetzt hat. Und dieser Tatsache kommt politische Bedeutung zu: 
sie offenbart nicht so sehr eine theoretische oder technische »Rückstän­
digkeit« der in Europa vorherrschenden kapitalistischen Wirtschafts­
politik, als vielmehr eine ganz bestimmte politische Rangordnung der 
Prioritäten. In der gegenwärtigen Situation des europäischen Kapita­
lismus, in der die Planungsinstrumente erst im Ansatz vorhanden und 
teilweise noch unwirksam sind, ist eine Politik, die mit einem gewissen 
Zwang und einer gewissen »Abwälzung der Kosten« auf einen Teil der 
Kapitalistenklasse verbunden ist (wie die Durchführung einer einschnei­
denden Steuerpolitik zur Stabilisierung) noch gefährlich und schwer 
durchführbar«; so werden außer den Kosten, die notwendigerweise 
dem kapitalistischen Charakter der Entwicklung entspringen, noch eine 
Reihe »zusätzlicher Kosten« auf die Arbeiterklasse abgewälzt. Durch 
eine strengere Kontrolle der Programmierungsorgane über die einzel­
nen kapitalistischen Gruppen wäre es wahrscheinlich möglich, der 
Arbeiterklasse ein etwas geringeres Maß an wirtschaftlichen Opfern 
abzuverlangen, und das könnte letzten Endes ihre politische Integra­
tion ins System erleichtern: aber diese Möglichkeit ist in der gegen­
wärtigen Entwicklungsphase des europäischen Kapitalismus noch nicht 
herangereift'0. Darauf ist die Härte und Starrheit der »Einkommens­
politik« zurückzuführen, die oft zu den Schwierigkeiten bei ihrer Ver­
wirklichung und zu ihrem partiellen Scheitern beigetragen hat. 

48 Vgl. noch einmal G. Myrdal, a. a. O., aber auch F. Forte, La congiuntura 
in Italia, 1961-6;, Einaudi, 1966, wo eine Reihe interessanter Betrachtungen 
über die Wirtschaftspolitik der italienischen Regierung angestellt werden. 

49 Nicht zufällig werden Maßnahmen, die den einzelnen Kapitalisten »Kosten ver­
ursachen« - zumindest teilweise - in den Ländern angewandt, deren institutio­
nelle Planungsinstrumente am höchsten entwickelt sind: man denke z. B. an die 
in Frankreich praktizierte Politik der Preiskontrolle und die dadurch ausge­
lösten Reaktionen der Privatkapitalisten (vgl. das Kommunique" der Preiskom­
mission des Conseil National du Patronat Francais, veröffentlicht in Wime 
Noitvelle vom 4. November 196$). 

50 In der Tat ist es auch in Ländern wie Frankreich, wo die Planungsinstrumente 
relativ höher entwickelt sind, nicht gelungen, eine Stabilisierungspolitik durch­
zuführen, ohne das Wirtschaftswachstum stark zu verlangsamen, mit all den wirt­
schaftlichen Kosten, die der Arbeiterklasse dadurch aufgebürdet worden sind 
(auch wenn dieses Versagen zum Teil auf die »Verzerrungen« zurückzuführen ist, 
die die »Politik des nationalen Prestiges« auch auf wirtschaftlicher Ebene hervor­
gerufen hat) . 
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4. Die Kontrolle der Arbeitskrafl 

Wir haben gesehen, was für eine wichtige Funktion die Kontrolle des 
organisierten Verhaltens der Arbeitskraft unter den gegenwärtigen 
Bedingungen des Kapitalismus erfüllt: sie kann der kapitalistischen 
Politik ermöglichen, die verschiedenen widersprüchlichen Faktoren, die 
einen kumulativen Prozeß negativen Vorzeichens auszulösen drohen, 
zusammenzufassen und in eine Art von »positivem kumulativen Pro­
zeß« einmünden zu lassen. Sie ist auch unter dem Gesichtspunkt der 
Veränderungen im Produktionsprozeß (Kontrolle des Beschäftigungs­
niveaus und der Arbeitsbedingungen) von wesentlicher Bedeutung. 
Wenn es den Kapitalisten gelingt, diese Kontrolle durchzuführen, 
können sie einen Prozeß der Nachfrageausweitung »in Gang setzen«, 
der die Investitionstätigkeit anregt, ohne einen inflationären Auftrieb 
auszulösen; so können sich Konsum- und Investitionsnachfrage in einem 
nicht-inflationären Wachstumsprozeß verbinden, statt entweder zu 
einer inflationären Expansion oder zu einer Rezession zu führen. Dies 
ist, wohlgemerkt, keine hinreichende Bedingung zur Vermeidung der 
Inflation: inflationistische Impulse können außer von den Löhnen von 
zahlreichen anderen Faktoren ausgehen. Im allgemeinen entspringen 
sie sogar einem Engpaß oder einem Mangel auf der Angebotsseite (d. h. 
auf der Seite der Produktion) in einem bestimmten Wirtschaftssektor. 
Die Lohnkontrolle würde jedoch vor jenem geringfügigen inflationären 
Druck schützen, der allein von dem Kostenniveau (und von seinen 
Auswirkungen auf die Profiterwartungen der Unternehmer) verursacht 
wird und der oft der »Funke« ist, der den ganzen umfassenden infla­
tionären Prozeß »entzündet«. 

Die Notwendigkeit einer Kontrolle gilt vor allem für drei Problem­
kreise: 
i. Lohnkontrolle, 2. Kontrolle des Beschäfligungsniveaus, 3. Kontrolle 
des Arbeitsverhaltens. Die Notwendigkeit, diese für das Wirtschafts­
wachstum entscheidenden »Variablen« unter Kontrolle zu bringen, 
impliziert jedoch die Notwendigkeit, auch alle anderen objektiven und 
subjektiven Bedingungen, die auf sie einwirken, zu kontrollieren. Es 
gilt also, eine größere Anzahl von Faktoren zu kontrollieren, und das 
Problem, wie diese Kontrolle zu bewerkstelligen ist, wird damit kom­
plexer. 
1. Lohnkontrolle. - Die Lohnkontrolle hängt einerseits von der Lage 
auf dem Arbeitsmarkt und andererseits von dem Verhalten der Orga­
nisationen ab, die auf dem Arbeitsmarkt aktiv sind; dieses Verhalten 
ist jedoch teilweise von dem ersten Faktor bedingt (selbst die Indu-
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striellen, die sich gegen jedes Zugeständnis wehren, sind bereit, für 
qualifizierte Arbeiter einen hohen Preis zu zahlen, wenn es an solchen 
Arbeitskräften fehlt; und selbst die Gewerkschaften, die vollkommen 
ins System integriert sind, stellen weitgehende tarifpolitische Forde­
rungen auf, wenn Vollbeschäftigung herrscht und wenn die Lohndrift 
von den Unternehmern sowieso ausgelöst werden würde); außerdem 
sind die Gewerkschaften dem Druck der Arbeiterklasse ausgesetzt, 
der nicht nur auf den objektiven ökonomischen Bedingungen und auf 
der Beschäftigungslage beruht, sondern auch auf anderen, direkt oder 
indirekt politischen Faktoren (die spontanen oder organisierten Cha­
rakter haben können)?1. 
2. Kontrolle des Beschäßigungsniveaus. - Sie ist zugleich ein Ziel und 
ein Instrument der kapitalistischen Politik. Es geht in erster Linie 
darum, die Schwankungen im Beschäftigungsstand durchzusetzen, die 
von den technologischen Veränderungen hervorgerufen werden; zwei­
tens gilt es, die durch die technologischen Veränderungen freigesetzten 
Arbeitskraftreserven zur Kontrolle der Variablen »Lohn« auszunutzen. 
Aber es geht auch darum, das Ausmaß dieser Schwankungen zu kon­
trollieren, d. h. zu vermeiden, daß sie sich zu einer Massenarbeitslosig­
keit ausweiten, die einen Rückgang der Zuwachsrate der Nachfrage 
bewirken würde. Vor allem kommt es also darauf an, die Gewerk­
schaftspolitik, die sich diesen Schwankungen widersetzen könnte, (und 
den »Druck der Arbeiterbasis«, der sie beeinflussen kann) unter Kon­
trolle zu bringen; wenn die Schwankungen im Beschäftigungsniveau 
sich beträchtlich ausgeweitet haben, gilt es zweitens, auch das Ver­
halten der Unternehmer zu kontrollieren, um zu gewährleisten, daß 
es den Erfordernissen der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung nicht 
zuwiderläuft'2. 

$i Dieser Druck kann von einer Partei organisiert werden, und in diesem Fall ist 
er relativ unabhängig von der Lage auf dem Arbeitsmarkt; wenn er dagegen 
spontan ist, hängt er stärker von den Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt ab, 
und zwar nicht so sehr, weil die Kampfbereitschaft nur diesen Bedingungen ent­
springt, sondern weil diese ihre spontane Verbreitung begünstigen, auch wenn es 
an einer Organisation fehlt, die sie von Anfang an zu verallgemeinern sucht. 

52 Es erübrigt sich hier, ausführlich darauf einzugehen, auf welche Weise es z. B. 
der italienischen Regierung in den letzten beiden Jahren gelungen ist, die Kämpfe 
der Gewerkschaften gegen die Entlassungen unter Kontrolle zu bringen: wir alle 
wissen, wie die betrieblichen Kämpfe, die um diese Frage ausgetragen worden 
sind, ausgegangen sind und welche Funktion die Regierung beim Abschluß von 
Betriebsabkommen und bei der Verhinderung der Organisation von allgemeinen 
Kämpfen gehabt hat. Interessanter ist es dagegen, die Besorgnis der Regierung 
über die Politik der »leichtfertigen Entlassungen« zu beobachten, mit der einer 
Reihe von Betrieben (vor allem qualifizierte) Arbeitskräfte entzogen werden, die 
mit dem Beginn des wirtschaftlichen Wiederaufschwungs erneut unentbehrlich 

1 7 1 



In diesem Zusammenhang ist es zweckmäßig, darauf hinzuweisen, daß 
der Dämpfungseffekt, den die Arbeitslosigkeit auf die Lohndynamik 
ausübt, kein Prozeß ist, in dem die Arbeitslosigkeit die Kampfbereit­
schaft der Arbeiterklasse und damit die Lohndynamik einfach aufhebt: 
erstens, weil er im Zusammenhang mit einer Reihe anderer Variablen 
auftritt, die alle auf die Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse ein­
wirken und oft einen Anreiz zum Kampf darstellen (und das gilt so­
gar für die Arbeitslosigkeit an sich)»; zweitens, weil die Kampf­
bereitschaft auch von Faktoren bestimmt ist, die nicht direkt auf 
der unmittelbaren ökonomischen Situation beruhen«. So kommt es 
in Zeiten der Arbeitslosigkeit sehr häufig - wenn auch nur vorüber­
gehend - zu einer erhöhten Kampfbereitschaft. In dieser Situation 
treten jedoch andere Faktoren auf, die auch - wenngleich nur teilweise 
— mit dem Arbeitsmarkt zusammenhängen und verhindern, daß sich 
diese Kampfbereitschaft in eine Lohndynamik umsetzt. Erstens fällt 
der Lohnauftrieb weg, der von den Unternehmern selbst ausgelöst 
wird, indem sie versuchen, sich wechselseitig die Arbeitskräfte, vor allem 
die qualifizierten, abzuwerben: dieser Lohndruck ist aufgrund der von 
ihm verursachten Erscheinungen der Lohndrift in Zeiten der Hoch­
konjunktur eine nicht unbedeutende Komponente der Lohndynamik. 
Zweitens spielt in dieser Situation die politische Position der Gewerk-

werden; was in der Phase der konjunkturellen Wiederbelebung zu einer plötz­
lichen Verstärkung der Nachfrage nach Arbeitskräften mit dem dadurch beding­
ten Lohnauftrieb führt, und was, allgemeiner gesagt, eine Zersplitterung der 
hochqualifizierten Arbeitskräfte bewirkt, die vielleicht ins Ausland abwandern 
(vgl. den Artikel von Umberto Delle Fave in der Zeitschrift Rassegna del Lavoro, 
März 196$). 

53 Die Arbeitslosigkeit kann z. B. im Rahmen einer Situation allgemeiner ökono­
mischer Schwierigkeiten des Systems auftreten, wodurch die Aspekte der Auf­
lehnung gegen das System als solches, das für die wirtschaftlichen Schwierigkei­
ten verantwortlich gemacht wird, sich verstärken, und daraus ergibt sich eine 
besonders entschiedene Kampfbereitschaft, die sich in verschiedenen politischen 
und gewerkschaftlichen Zielen ausdrücken kann, wenn die Arbeitslosigkeit da­
gegen mit Rationalisierungsmaßnahmen einhergeht, ist sie oft mit einer Ver­
schlechterung der Arbeitsbedingungen in der Fabrik verbunden (was heute in 
Italien der Fall ist), und daraus erwachsen andere Forderungen. Schließlich liegt 
es wohl auf der Hand, daß die Notwendigkeit der Verteidigung des Arbeitsplat­
zes, die sich aus der Gefahr der Arbeitslosigkeit selbst ergibt, nicht nur Erschei­
nungen der »Anpassung« und des Kompromisses hervorruft, in der Hoffnung, 
von der Entlassung verschont zu bleiben, sondern auch einer der mächtigsten 
Faktoren ist, die zum Kampf antreiben. 

J4 Die antagonistischen Merkmale, die historisch in dem Kampfwillen der Arbeiter­
klasse heranreifen können, lassen sich durch die Erscheinungen der Konjunktur­
flaute nicht ohne weiteres aufheben, ja sie können dadurch sogar verstärkt wer­
den. Der Prozeß, mit dem sie wieder ins System integriert werden, ist komplexer 
und langwieriger, und in wirtschaftlicher Hinsicht sind die Zeiten der Hochkon­
junktur günstiger dafür. 
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schaftsführung eine Rolle: die in den gegenwärtig vorherrschenden 
reformistischen Gewerkschaften ständig (zumindest unterschwellig) 
vorhandene Tendenz, die Kämpfe einzudämmen, nimmt in einer 
Situation der Konjunkturflaute einerseits zu und hat andererseits 
größere Wirksamkeit. Sie verstärkt sich hauptsächlich aus zwei Grün­
den: zum einen, weil die Gewerkschaften sich entsprechend ihrer refor­
mistischen Ideologie selbst als Hilfsorgan zur Sicherung der wirtschaft­
lichen Stabilität verstehen, die durch die Lohndynamik gefährdet wer­
den könnte; zum anderen, weil die Bedenken und die konservative 
Einstellung, die alle bürokratischen Organisationen kennzeichnen, die 
Organisierung eines Kampfes unter schwierigeren Bedingungen, die 
den Erfolg ungewiß erscheinen lassen, stark erschweren. Und die Ten­
denz, die Kämpfe einzudämmen, ist wirksamer, weil das Gespenst 
der Arbeitslosigkeit, auch wenn es die Kampfkraft der Arbeiterklasse 
nicht schwächt, doch ihre Organisierung erschwert und ihren spontanen 
Druck beeinträchtigt, da einerseits die Gefahren größer sind und ande­
rerseits die Art der tarifpolitischen Forderungen, die in einer solchen 
Situation aufgestellt werden, auf Betriebsebene sehr viel schwerer 
durchsetzbar ist (d. h. auf der Ebene, auf der sich die Arbeiterklasse 
am leichtesten spontan zum Kampf organisieren oder die Gewerk­
schaftsorganisation kontrollieren kann)**. Die Arbeitslosigkeit kann 
also letzten Endes nur dann einen wirksamen Druck ausüben, wenn 
sie mit einer Reihe anderer Bedingungen zusammenwirkt, und die 
erste dieser Bedingungen ist die Bremsaktion der Gewerkschaften. In 
diesem Sinne kann man sagen, daß die politische Zusammenarbeit der 
Gewerkschaften bei der Kontrolle des Drucks der Arbeiterklasse einer­
seits und eine gewisse Arbeitslosenqizote andererseits einander er­
gänzende Instrumente sind: und nur ihre gemeinsame Anwendung 
bietet heutzutage eine ausreichende Garantie für die Lohnkontrolle. 
Aber darauf werden wir noch zurückkommen. 
3. Kontrolle des Arbeitsverhaltens. - Veränderungen im Arbeits ver­
halten der Arbeiter sind gleichzeitig eine Voraussetzung und eine Folge 
der technologisch-organisatorischen Veränderungen. Der Modernisie­
rungsprozeß weist in der Tat zwei Aspekte auf. Zum einen bringt eine 
Produktivitätssteigerung, die ohne wesentliche Veränderungen in den 
Produktionsmitteln erzielt worden ist, schwerwiegende Veränderungen 

Jj Der Kampf zur Sicherung des Beschäftigungsniveaus läßt sich von der Arbeiter­
klasse auf rein betrieblicher Ebene sehr schwer durchführen. Gleichzeitig gibt es 
— außer in Zeiten der Hochkonjunktur - nur sehr geringe Möglichkeiten, auf Be­
triebsebene vor Ablauf des Tarifvertrags Verbesserungen in den Lohn- und Ar­
beitsbedingungen durchzusetzen. 

^73 



im Arbeitsverhalten mit sich (in der Regel eine direkte oder indirekte 
Intensivierung des Arbeitstempos): die Durchsetzung dieser Verände­
rungen ist für die Kapitalisten eine ökonomische und gleichzeitig eine 
gesellschaftlich-organisatorische Voraussetzung für die Durchführung 
der geplanten Neuerungen, da sie einerseits dazu beiträgt, die notwen­
digen Gewinnspannen zu erzielen, und andererseits sehr oft die Vor­
aussetzungen für das präziser vorgeschriebene Arbeitsverhalten schafft, 
das nach der Einführung der Neuerung erforderlich ist'6. Zum anderen 
ruft die eigentliche Neuerung selbst natürlich bedeutende Veränderun­
gen im Arbeitsverhalten hervor; eine unvollständige Einhaltung der 
neuen Normen kann schwerwiegende Auswirkungen auf die Produk­
tivität (und folglich auf die Wirtschaftlichkeit) der Neuerung selbst 
haben*?. Auf dieser dritten Ebene wird die Kontrolle nicht nur über 
das organisierte, gewerkschaftliche Verhalten, sondern auch über das 
»spontane« Verhalten der Arbeitskraft besonders wichtig, da dieses 
nicht mehr nur indirekt wirksam wird (durch den Druck auf die Ge­
werkschaftsorganisation, die allein auf das allgemeine Lohn- und Be­
schäftigungsniveau Einfluß nehmen kann), sondern direkt auf die be­
treffenden Variablen einwirkt: eine starke, »spontan« auftretende 
Disziplinlosigkeit der Arbeiterklasse beeinträchtigt die Produktivität 
sehr schwer, auch wenn damit keine Forderung durchgesetzt wird. 
Die kapitalistische Politik muß auf zwei Ebenen ansetzen, wenn sie 
versuchen will, diese drei grundlegenden Variablen zu kontrollieren, 
die auf das Verhalten der Arbeiterklasse einwirken: sie muß einerseits 
eine Politik der intensiven Investitionen und andererseits eine politi­
sche Kontrolle der Gewerkschaflen betreiben. 

Beide Aktionslinien weisen verschiedene Aspekte auf, die manchmal 
widerspruchsvoll erscheinen, aber deren Widersprüchlichkeit zu einer 
verstärkten kapitalistischen Kontrolle der Arbeitskraft ausgenutzt wer­
den kann: diese scheinbare Widersprüchlichkeit läßt sich summarisch 
als eine Mischung aus Zwangselementen und aus Elementen frei­
williger Integration definieren, eine Mischung, die (in verschiedenen 
Dosierungen) die kapitalistische Politik gegenüber der Arbeiterklasse 
von jeher gekennzeichnet hat. 
Die Politik der intensiven Investitionen ist nicht nur die Grund-

56 Man denke beispielsweise an die Funktion der Intensivierung und Vereinheit­
lichung des Arbeitstempos als Vorbereitung auf eine höhere Stufe der Mechani­
sierung der Montagefertigungen. 

$7 Man bedenke z. B., wie das ökonomische Gewicht der Wartungsprobleme durch 
die Automation ungeheuer zunimmt, und welche Folgen daher jede Nichtbeachtung 
der Normen und jede Verzögerung der Wartungsarbeiten haben kann. 
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Voraussetzung für das »Überleben« des europäischen Kapitalismus in 
der gegenwärtigen Phase der internationalen Wirtschaftsintegration, 
sondern sie ist vor allem eine unerläßliche Voraussetzung für die Kon­
trolle der Arbeitskraft, und zwar in zweifacher Hinsicht. Vor allem 
ist sie die einzige Politik, die jene Art von Arbeitslosigkeit hervor­
bringen kann, die den politischen Zielen, die die Kapitalisten heute 
verfolgen, entgegenkommt: d. h. keine Massenarbeitslosigkeit (die sich 
negativ auf die Entwicklung der Konsumnachfrage auswirken würde) 
und keine rezessionsbedingte Arbeitslosigkeit, sondern eine Arbeits­
losigkeit, die auf der Erhöhung des Verhältnisses zwischen »Neue­
rungsrate« und Zuwachsrate der Produktion beruht. Sie stellt letzten 
Endes die einzige Politik dar, die Arbeitslosigkeit und Wirtschafts­
wachstum miteinander in Einklang zu bringen vermag. Und das ist 
noch unter einem anderen Gesichtspunkt unbedingt notwendig: näm­
lich im Hinblick darauf, für die politische Kontrolle über die Gewerk­
schaften und die Arbeiterbewegung insgesamt wirtschaftliche Gegen­
leistungen anbieten zu können. Allein eine Politik intensiver Investi­
tionen ist in der Lage, heute eine gewisse Arbeitslosenquote zu schaffen 
und sie - als Voraussetzung für eine intensivere Lohndynamik und 
eine Verbesserung des Lebensstandards morgen - durchzusetzen (wobei 
natürlich in Aussicht gestellt wird, daß sich die Situation wieder der 
Vollbeschäftigung annähern wird, ohne daß bestimmte Termine dafür 
genannt werden). Diese Politik verleiht dem Kapitalismus also gleich­
zeitig größere Durchschlagskraft und bessere Kontrollmöglichkeiten, 
die auf einer politischen Absprache beruhen. Aber diese doppelte 
Kontrolle wird nicht nur indirekt, durch die Steuerung »objektiver 
Bedingungen«, ausgeübt, sondern sie wird gleichzeitig direkt ausgeübt, 
und zwar im Wege von politischen Absprachen oder von politischen 
oder gesetzgeberischen Zwangsmaßnahmen gegenüber der Arbeiter­
bewegung. Der europäische Kapitalismus hat auf diesem Gebiet eine 
breite Skala von Aktionslinien entwickelt. 

Bei ihrem Versuch, eine Politik »bindender Absprachen« mit den Ge­
werkschaftsorganisationen und mit der Arbeiterbewegung generell 
durchzuführen, verfolgen die verschiedenen europäischen Regierungen 
im wesentlichen folgende Linien: 
a) allgemeine Grundsatzabkommen über die »Einkommenspolitik* 
zwischen Regierung, Gewerkschaflen und Unternehmern (z.B. in Groß­
britannien); diese Abkommen ermöglichen im allgemeinen nur eine 
geringe unmittelbare Kontrolle (seit der Unterzeichnung des »Dreier­
abkommens« hat sich die Lohndynamik in Großbritannien verstärkt, 
statt sich abzuschwächen), was auf eine Reihe von Gründen zurück-
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zuführen ist, die sowohl durch den Arbeitsmarkt als auch durch die 
Struktur der Gewerkscbafien bedingt sind (letztere hängen davon ab, 
wie weitgehend die Autonomie der örtlichen Instanzen ist, welchen 
Einfluß der Druck der Basis auszuüben vermag, usw.): diesen Ab­
sprachen kommt jedoch eine große Bedeutung zu, wenn es darum geht, 
eine langfristige Politik zu bestimmen, bei der sich die Gewerkschaft 
verpflichtet, schrittweise jene Aspekte zu beseitigen zu suchen, die einer 
effektiven Verwirklichung der »Einkommenspolitik« im Wege stehen 
(und die Regierung wirkt in derselben Richtung)'8. 
b) Ausbau dieser Absprachen zu regelrechten (zum Teil selbsttätig 
wirkenden) Mechanismen der Kontrolle und Regulierung der tarif­
politischen Aktion und der Lohndynamik durch gesetzlich vorgeschrie­
bene Konsultations- und Schlichtungsverfahren, Festsetzung von Lohn­
leitlinien, Formen von »Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand«, 
usw. (z. B. in Schweden und Holland); in einigen Fällen haben diese 
Mechanismen sich als sehr wirksam erwiesen (Schweden), während sie 
anderswo versagt haben (Holland); aber selbst in diesen Fällen haben 
sie dazu beigetragen, eine langfristige Tendenz in Gang zu setzen, die 
auf eine umfassendere Kontrolle der Löhne, des Beschäftigungsniveaus 
und des Arbeitsverhaltens zielt. 
c) allgemeine Angebote der Beteiligung der Arbeiterbewegung an der 
Wirtschaflsplanung als Gegenleistung für bestimmte, von ihr eingegan­
gene Verpflichtungen zur Kontrolle (oder Selbstkontrolle): dieser Weg 
ist bisher in Italien eingeschlagen worden, ohne daß weder der erste 
noch (teilweise) der zweite Aspekt dieser Politik näher definiert wor­
den sind; sie hat allerdings zweifellos zu einer Stärkung der Vermitt­
lungsfunktion der Regierung in den Tarifkämpfen beigetragen, die 
bisher das Hauptinstrument gewesen ist, mit dem die Regierung auf 
diesem Gebiet eingegriffen hat. Diese Politik wird seit geraumer Zeit 
auch in Frankreich praktiziert, wo sich die eindeutig subalterne Funk­
tion dieser Beteiligung der Gewerkschaft - auch auf formaler Ebene -
deutlicher abgezeichnet hat (es sei nur darauf hingewiesen, daß die 
Gewerkschaftsvertreter in den verschiedenen örtlichen und nationalen 
Planungskommissionen den Unternehmervertretern zahlenmäßig 
unterlegen sind). 
d) Bildung (oder Wiedereinführung) von Organismen zur »Mitbestim­
mung* in Fragen der Unternehmensleitung, verbunden mit formalen 
oder faktischen Beschränkungen der Gewerkschaftsarbeit auf Betriebs-

58 Zu der Art und Weise und den Grenzen, in denen diese zweifache Initiative in 
Großbritannien durchgeführt wird, vgl. die Studie von G. Cyriax, in The Ban­
ker, November 1965. 
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ebene (und mit politischen Gegenleistungen, die auf allgemeiner Ebene 
faktisch zugestanden werden): diese Linie ist vor kurzem in Frankreich 
mit dem neuen Gesetz über die »comites d'entreprise« eingeleitet 
worden. 
Bei der Schaffung der gesetzgeberischen Instrumente zur Zwangs­
kontrolle der Gewerkschaftsaktion sind bisher hauptsächlich folgende 
Wege eingeschlagen worden: 
a) Einführung von unumschränkten »Notstandsvollmachten«, auf die 
die Regierung in bestimmten, besonders ernsten Situationen zurück­
greifen kann, um die gewerkschaftliche Aktivität einzuschränken oder 
zu unterdrücken (s. den Entwurf der Notstandsgesetzgebung in der 
Bundesrepublik); 
b) Versuche der Einschränkung des Rechts, »politische Streiks« durch­
zuführen (die in verschiedenen Ländern, u. a. auch in Italien, unter­
nommen worden sind)'»; 
c) Einschränkung des Streikrechts der Beamten (z. B. in Belgien und 
in Frankreich; auch in Italien sind jüngst Versuche in dieser Richtung 
unternommen worden); 
d) Einführung hoher Strafen für Gewerkschaflen, denen es nicht ge­
lingt, wilde Streiks zu verhindern, um zu vermeiden, daß die an der 
Spitze getroffenen Absprachen durch autonome lokale Aktionen zu­
nichte gemacht werden (derartige Vorschriften sind in der Bundes­
republik schon seit langem in Kraft, und gegenwärtig ist die Rede 
davon, sie auch in Großbritannien einzuführen); 
e) Formen der Zwangskonsultation (an der Basis durch Urabstimmung, 
an der Spitze durch Aussprachen mit dem Tarifgegner und der Re­
gierung) vor der Ausrufung von Streiks und der Zwangsschlichtung 
während des Tarifkonflikts. Diese Formen gehören zum Teil zu der 
ersten Art politischer Instrumente, da sie im allgemeinen aufgrund 
eines politischen Abkommens mit den Gewerkschaften eingeführt wer­
den (wohingegen die anderen Beschränkungen der Gewerkschafts­
aktion oft, zumindest formal, auf den Widerstand der Gewerkschaften 
oder eines Teils von ihnen stoßen). Sie sind in unterschiedlichem Aus­
maß z. B. in Schweden und in der Bundesrepublik in Kraft, und in 
Großbritannien ist ihre Einführung geplant. 
Die Verwirklichung dieser beiden Bedingungen (Investitionen und 
politische Kontrolle der Gewerkschaften) stellt die kapitalistische 
Politik vor erhebliche Schwierigkeiten. Während sich diese beiden 

59 Wir verweisen auf das Urteil des Kassationshofes zum Thema »Solidaritätsstreik« 
u. ä., das vor 2 Jahren ergangen ist. 
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Ebenen nämlich in der Theorie voneinander trennen lassen, scheint der 
Kapitalismus in der Praxis vor der Notwendigkeit zu stehen, die 
Realisierung beider Bedingungen (zumindest bis zu einem gewissen 
Grade) gleichzeitig in Angriff zu nehmen. Eine Politik intensiver 
Investitionen, die nicht unmittelbar vom Staat abhängt und nicht das 
spontane Ergebnis einer Periode der Hochkonjunktur ist, bedarf in der 
Tat, um wirksam zu sein, eines Klimas des »Sozialfriedens«: einmal 
um eine relativ hohe Gewinnspanne zur Reinvestition zu realisieren, 
und zum anderen, um eine gewisse Garantie dafür zu bieten, daß 
diese Gewinnspanne auch in Zukunft erzielt wird; diese beiden Vor­
aussetzungen, von denen die eine materieller, die andere psychologi­
scher Natur ist, sind für einen wirksamen Investitionsanreiz unerläß­
lich. Andererseits ist es bisher fast noch nie gelungen, auf der Grund­
lage einer bloßen politischen Absprache eine dauerhafte Kontrolle der 
Gewerkschaften zu erreichen, ohne daß gleichzeitig materielle Zwangs­
faktoren wirksam geworden wären (Arbeitslosigkeit): nur sie nämlich 
ermöglichen es, zugleich die Arbeiterklasse und ihre Organisationen 
unter Kontrolle zu halten. 

Es kann daher entweder zu einem »kumulativen Prozeß« kommen, in 
dem die parallelen Maßnahmen zur Verwirklichung der beiden Be­
dingungen sich gegenseitig potenzieren, oder es ergibt sich eine Art 
von »circulus vitiosus«, bei dem die Schwierigkeiten, die bei der In­
angriffnahme der einen auftreten, die Inangriffnahme der anderen 
unmöglich machen60. Auch das erklärt, warum man bestrebt ist, 
»Dreierabkommen« zwischen Regierung, Gewerkschaften und Unter­
nehmern abzuschließen oder andere Formen von Absprachen zu 
treffen, auch wenn man weiß, daß sich ihre Durchführung (jedenfalls 
vorläufig) nur teilweise durchsetzen läßt: es ist der Versuch, eine Vor­
aussetzung für die Ingangsetzung (»take-off«) des oben erwähnten 
Prozesses zu schaffen. Der Abschluß eines politischen Übereinkommens 
mit den Gewerkschaften oder der Erfolg einer Reihe von vermittelnden 
Eingriffen der Regierung zur Drosselung der Arbeitskämpfe können 
- auch nur vorübergehend - einen »Lohnstopp« bewirken und ein öko­
nomisches und politisches »Vertrauensklima« schaffen, das die Einleitung 
einer Investitionspolitik erleichtern oder ihre Forcierung begünstigen 
kann. Auch wenn eine solche Situation ungewiß und von kurzer Dauer 

60 Das gilt - zumindest in gewissen Grenzen - für die Entwicklung in Italien in den 
letzten Jahren, auch wenn jetzt die Bedingungen für die Durchbrechung des »cir­
culus vitiosus« und für die Einleitung des »kumulativen Prozesses« heranzureifen 
scheinen, dank des politischen Wohlverhaltens der Gewerkschaften, einiger bahn­
brechender Konzentrations- und Investitionsinitiativen großer Unternehmen und 
einer Wiederbelebung der Nachfrage (vor allem der Auslandsnachfrage). 
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ist und schon bald wieder dieselben Probleme wie früher auftreten 
können, so treten sie doch unter zumindest teilweise veränderten Be­
dingungen auf, da die Einleitung einer Politik der Rationalisierungs­
investitionen die Position der Unternehmer inzwischen konsoli­
diert hat. 
Hiervon ausgehend lassen sich zwei weitere Betrachtungen anstellen. 
In erster Linie zeigt sich, daß eine leichtfertige Skepsis hinsichtlich der 
Durchsetzbarkeit der »Einkommenspolitik« (sowie ein gewisser, dar­
aus resultierender »Optimismus« der Gewerkschaften und die damit 
verbundene Unterschätzung der Stillhalteabkommen, die die kapitali­
stische Politik immer wieder erreicht) kaum gerechtfertigt sind; die 
Bedeutung bestimmter Absprachen ist zeitlich nicht so eng begrenzt 
oder auf die Ebene der »ideologischen Mystifikation« beschränkt, son­
dern liegt darin, daß ein weitreichenderer Prozeß in Gang gesetzt wird: 
und angesichts dieses weitreichenderen Prozesses ist selbst das Scheitern 
mancher Absprachen in der Praxis*1 oft relativ unwichtig. 
Zweitens zeigt sich, daß das Verhältnis zwischen Lohndynamik und 
Investitionen weitaus komplexer und widerspruchsvoller ist als der 
einfache »Stimulierungseffekt«, von dem im allgemeinen die Rede ist. 
In der Anfangsphase des Booms war die Lohndynamik mit einer An­
regung der Investitionstätigkeit verbunden: aber diese Anregung er­
folgte weniger auf der Kostenseite als vielmehr auf der Seite der zu­
sätzlichen Nachfrage, die durch das Ansteigen des Lohn- und Beschäf­
tigungsniveaus hervorgerufen war, und sie führte dementsprechend 
eher zu Erweiterungs- als zu Rationalisierungsinvestitionen. Die wei­
tere Entwicklung der Lohndynamik hat die Rationalisierungserforder­
nisse heranreifen lassen, ohne daß diese sich jedoch sofort in einer Stei­
gerung der Investitionstätigkeit niedergeschlagen haben: zunächst ist 
es zu einer Rezession und der daraus folgenden Lohnbremsung gekom­
men, und erst dann - in einer veränderten politischen und wirtschaft­
lichen Situation - hat in relativ großem Maßstab eine Politik der Ra­
tionalisierungsinvestitionen eingesetzt, derenAusmaß auch heute noch 
den größten Unsicherheitsfaktor in der italienischen Wirtschaftsent­
wicklung darstellt. Man könnte also sagen, daß die Lohndynamik 
durch die Verstärkung der Rationalisierungskomponente zwar die Art 
der Investitionsperspektiven bestimmt hat, ohne jedoch die Einleitung 
der Investitionstätigkeit bewirkt zu haben: im Gegenteil, dazu be­
durfte und bedarf es der Garantie einer starken Bremsung der Lohn­
dynamik. Auch wenn bei diesem Prozeß zweifellos einige spezifische 

61 D . h. die Tatsache, daß die Lohnerhöhungen über die vorgesehene Zuwachsrate 
hinausgegangen sind, wie es in Großbritannien der Fall ist. 
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Merkmale des italienischen Kapitalismus zu berücksichtigen sind (näm­
lich Wirtschaftswachstum bei niedrigem Lohnniveau), zeigen ähnliche 
Beispiele anderer Länder, daß es zwischen der Lohndynamik und der 
Verwirklichung des durch sie bedingten Investitionsanreizes zu einer 
»Phasenverschiebung« kommt: und um dieser Erscheinung zu begeg­
nen, bedarf es eben jener Art von politischen Absprachen und von 
Kontrolle über die Gewerkschaften, auf die in den letzten Jahren in 
Europa immer häufiger zurückgegriffen wird. 

B. PROBLEME DER ENTWICKLUNG DES ITALIENISCHEN KAPITALISMUS IM 

INTERNATIONALEN KONTEXT 

i. Die Grundziele und die Bedingungen ihrer Verwirklichung 

Die italienische kapitalistische Wirtschaftsplanung, die sich in den letz­
ten Jahren langsam und unter Widersprüchen entwickelt hat, mußte 
die grundlegenden Zielsetzungen eines Jahrfünfts bestimmen, das von 
der zunehmenden »Internationalisierung« der italienischen Wirtschaft 
gekennzeichnet war. Zu den schwierigen Problemen, die dieser Prozeß 
der internationalen Integration als solcher aufwarf, sind einige beson­
ders erschwerende Faktoren hinzugekommen: die italienische Wirt­
schaft mußte nämlich die Endphase dieses Prozesses in einer Periode 
der Konjunkturkrise und des darauffolgenden mühsamen Wiederan­
ziehens der Konjunktur bewältigen*2. Man kann sogar behaupten, daß 
die Wirtschaftsplanung erst in dem Moment deutlicher Gestalt ange­
nommen hat, in dem sie begann, diese neuen und komplizierten Pro­
bleme, die sich aus der gleichzeitigen Intensivierung der internationa­
len Integration und der Verschärfung der italienischen Konjunktur­
krise ergaben, auf theoretischer und politischer Ebene und - wenn­
gleich partiell - auch auf der Ebene der Wirtschaftsorganisation in 
Angriff zu nehmen. 
Auch deshalb läßt sich die Wirtschaftsplanung danach beurteilen, wie 
sie die Probleme löst, die sich auf drei Ebenen stellen: i ) die Grund-

6x Dieses zeitliche Zusammenfallen war nicht unvermeidlich: die italienische Kon­
junkturkrise ist nämlich zum großen Teil durch interne Faktoren bedingt, und 
die zunehmende internationale Integration hat nur teilweise (durch ihren Ein­
fluß auf den Außenhandel z. B.) oder indirekt (durch ihren indirekten Einfluß 
auf den Lohnauftrieb) zum Auftreten der Krise beigetragen. 
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ziele, die in dem Jahrfünft verwirklicht werden sollen, 2) die unerläß­
lichen Bedingungen zur Gewährleistung ihrer Verwirklichung im 
Laufe des Jahrfünfts, 3) die »Startprobleme«, d. h. die Probleme des 
Übergangs von der gegenwärtigen Konjunkturabschwächung zu einem 
Entwicklungsprozeß, der den beiden ersten Bedingungen adäquat ist. 
Das vieldiskutierte Verhältnis zwischen »Konjunkturpolitik« und 
»Wirtschaftsplanung« besteht also in erster Linie darin, sofort einen 
intensiveren Entwicklungsprozeß als den derzeitigen in Gang zu set­
zen: das ist nämlich die Grundvoraussetzung aller langfristig ange­
legten wirtschaftspolitischen Linien, die in Italien gegenwärtig vorge­
schlagen werden; welche Wachstumsrate auch immer als »unerläßliches 
Minimum« für das Jahrfünft angenommen werden mag, ob sie nun 
weit unter der der Jahre 195 j—6z liegt oder ob sie sie fast erreicht, auf 
jeden Fall ist sie sehr viel höher als die Zuwachsrate der Jahre 1964-65, 
die bei etwa 3 °/o lag. 
Bei der Bestimmung der Lösungen der beiden ersten Problemkreise 
(d. h. der langfristigeren) können wir von einigen grundlegenden Va­
riablen der Wirtschaftsentwicklung ausgehen: Bruttosozialprodukt, 
seine Verteilung zwischen Investitionen und Verbrauch, Produktivi­
tät (Gesamtproduktivität und Produktivität nach Sektoren), Beschäf­
tigungsniveau 6i. Die verschiedenen Lösungen sind nicht nur durch die 
verschiedenen Größen bestimmt, die diese Variablen in ihnen anneh­
men, sondern auch durch die Rangordnung der Prioritäten, die ihnen 
jeweils zugewiesen wird: d. h. dadurch, welche Variablen sozusagen 
»unabhängig« werden, in dem Sinne, daß die Bestimmung ihrer Größe 
Priorität gewinnt und die Größen einer Reihe anderer Variablen von 
ihr »abgeleitet« oder jedenfalls so festgesetzt werden, daß sie mit ihr 
in Einklang sind6*. 

Unter diesem Gesichtspunkt lassen sich selbst in den politischen Doku­
menten des italienischen Kapitalismus zwei unterschiedliche »Denk­
weisen« erkennen. 
Die eine dieser beiden Denkweisen hat den Text des »Fünf jahrespla­
nes« selbst geprägt und ist - wenn auch mit bezeichnenden Nuancie-

63 Es handelt sich hier natürlich weder um eine erschöpfende Darstellung, noch um 
ein »Modell«, in dem die Beziehungen dieser Variablen untereinander genau fest­
gelegt sind. Wir haben diese Variablen lediglich als die einfachsten und anschau­
lichsten »Indikatoren« gewählt. 

64 Auch hier sind die Begriffe (»unabhängige Variable«, »abgeleitet«, usw.) im 
weiteren Sinne und nicht in formal strengem Sinne zu verstehen. Es handelt sich 
übrigens oft um Variable, die sich aufgrund ihrer Verschiedenartigkeit kaum 
messen lassen oder die in ein vielschichtiges Netz von Wechselbeziehungen ein­
gefügt sind, die wir hier nicht berücksichtigen. 
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rungen - im Laufe aller aufeinanderfolgenden Fassungen beibehalten 
worden6', so daß sie als typischer Ausdruck der »Ideologie der Mitte-
Links-Regierung« betrachtet werden kann. Diese Denkweise läßt sich 
schematisch folgendermaßen umreißen. Vorrang wird zwei Arten von 
allgemeinen Zielen zuerkannt: einerseits der Vollbeschäftigung und 
andererseits der Überwindung der krassesten Ungleichgewichte zwi­
schen Industrie und Landwirtschaft sowie zwischen Nord- und Süd­
italien66. Ausgehend von diesen Zielen gilt es, die Bedingungen für 
ihre Verwirklichung und jene »zusätzlichen Bedingungen« zu bestim­
men, die sich zwangsläufig aus der Tatsache ergeben, daß ihre Verwirk­
lichung sich im Rahmen der zunehmenden internationalen Integration 
der italienischen Wirtschaft vollziehen muß^. 
Die andere Denkweise läßt sich anhand des Gutachtens des CNEL*)68 

und der jüngsten Reden des Notenbankpräsidenten Carli6? veran­
schaulichen. Wir wollen sie kurz umreißen. Die zunehmende Integra­
tion der italienischen Wirtschaft in den "Weltmarkt erfordert eine ra­
sche und starke Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität 
(und insbesondere einiger Schlüsselbereiche). Aus diesem Grundziel 
ergeben sich verschiedene Notwendigkeiten, und zwar im Hinblick 
auf das Investitionsniveau, die Struktur des Betriebs und des "Wirt­
schaftszweigs und auf das technologische Niveau, das darauf beruht. 
Eine Reihe anderer Aspekte (Beschäftigungsstand, Lohn- und Kon­
sumniveau, regionale und sektorale Disproportionen) müssen - zu­
mindest einstweilen - den ersteren strikt untergeordnet werden. 
Aus diesen beiden »Denkweisen« können sich zwei sehr ähnliche »Ent-

• »Consiglio Nazionale dell'Economia e del Lavoro«, Nationalrat für Wirtschaft und 
Arbeit 

65 Ihre Entwicklung läßt sich im wesentlichen anhand folgender Dokumente ver­
folgen: »Nota aggiuntiva« des Ministers La Malfa vom n . Mai 1962 (vgl. Bei­
lage zu Monio Economico, 30. Mai 1962), »Rapporto Saraceno« (vgl. die Zu­
sammenfassung in Mondo Economico, 2$. Januar 1964), »Bozza del programma 
quinquennale« oder »Piano Giolitti« (vgl. Mondo Economico, Beilage, 4. Juli 
1964), »Progetto di programma quinquennale« oder »Piano Pieraccini« (vgl. 
Beilage zu Mondo Economico, 20. Februar 1965). 

66 Vgl. »Piano Pieraccini«, Teil I. Kapitel II. 
67 wir stellen hier die Rangordnung der Prioritäten und die damit verbundene 

Ideologie dar, wie sie aus den offiziellen Verlautbarungen hervorgeht und nicht 
wie sie von einigen Befürwortern der ersten Mitte-Links-Regierung vertreten 
werden (Lombardi), für die die Verwirklichung der vorrangigen Ziele selbst zur 
schrittweisen Einführung von Ungleichgewichten im kapitalistischen Herrschafts­
system diente. 

68 Vgl. die Beilage zu Mondo Economico, 10. April 1965. 
69 Vgl. insbesondere die Rede anläßlich des 'Weltspartags {Mondo Economico, 6. 

November 1965). 
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wicklungsmodelle« ergeben (und das ist auf theoretischer Ebene auch 
zum Teil der Fall). In der Praxis weisen sie gegenwärtig allerdings 
bedeutende Unterschiede auf. 
Das erste Schema birgt nämlich die Gefahr einer Unterscbätzung des 
internationalen Integrationsprozesses und seiner Folgen in sich, d. h. 
die Tendenz, die »Sachzwänge« zu unterschätzen, die dieser Prozeß 
mit sich bringt, wenn vermieden werden soll, daß die ganze italieni­
sche Wirtschaft in eine tiefe Krise gerät?0. Wenn man von einer solchen 
Einschätzung ausgeht, erscheint es nicht so schwierig, die Verwirk­
lichung der beiden Grundziele (Vollbeschäftigung und Überwindung 
der Ungleichgewichte) auch innerhalb der nächsten fünf Jahre mit dem 
Prozeß der internationalen Integration in Einklang zu bringen. 
Aus dieser ersten Fehleinschätzung ergeben sich zwei weitere Mängel. 
In erster Linie entspricht dieses Denkschema nicht den Vorstellungen, 
die den wichtigsten langfristigen politischen Entscheidungen zugrunde 
liegen, die bisher nicht nur von der privaten, sondern auch von der 
öffentlichen Wirtschaft getroffen worden sind. Sowohl die privaten als 
auch die staatlichen Wirtschaftsunternehmen haben sich nämlich in den 
Jahren i964-6j in ihrer Politik nicht so sehr von den »vorrangigen 
Zielen«, die in dem Programmentwurf formuliert worden waren, als 
vielmehr von den zwingenden Erfordernissen der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der italienischen Wirtschaft leiten lassen. Diese 
Diskrepanz zwischen den im Plan aufgestellten Prioritäten und jenen, 
an denen sich die Wirtschaft tatsächlich orientiert, stellt einen schwer­
wiegenden Mangel dar für einen Plan, der im großen und ganzen 
prognostischer Natur ist und nicht vorsieht (oder jedenfalls nicht dafür 
geeignet ist), eine bestimmte Rangordnung der Prioritäten durchzu­
setzen, auch wenn sie von der von der Wirtschaft aufgestellten ab­
weicht. Der Beweis dafür ist in der Tatsache zu sehen, daß die kon­
kreten politischen Maßnahmen der Regierung praktisch dieselbe 
»Rangordnung der Prioritäten« beachten, an die sich die Unternehmer 
halten und die in den allgemeinen Erklärungen, die sich an dem Pro­
blem der internationalen Wettbewerbsfähigkeit orientieren, vertreten 
wird: der Hinweis auf die im Plan gesetzten Prioritäten wirkt so 
schließlich nur als hemmendes und verzögerndes Moment, als Unsicher-
heitsfaktor bei der Verwirklichung jener Maßnahmen, die den »Grund­
sätzen« des Wirtschaftsplanes am eindeutigsten widersprechen. 
Zweitens wird durch diese Widersprüchlichkeit und die dadurch be-

70 Davon zeugen die Befürchtungen, die in dem ganzen Text des »Parere del CNEL« 
(Gutachten des CNEL, a. a. O.) zum Ausdruck gebracht werden (s. insbesondere 
S. V I I I - I X und X I - X I I I ) , auf die wir noch zurückkommen werden. 
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dingte Unschlüssigkeit die Wirksamkeit dieser Position bei der Bewäl­
tigung der Probleme der »Ingangsetzung« dieser Entwicklungsphase 
beeinträchtigt. 
Im großen und ganzen also wirkt die erste der oben skizzierten Posi­
tionen auf die großen Variablen der Wirtschaftsentwicklung nur in 
dem Maße ein, wie sie faktisch mit der zweiten übereinstimmt. Es ist 
also vertretbar, letztere als wesentlichen Bezugspunkt für die Analyse 
der Politik des italienischen Kapitalismus zu wählen. 
Bevor wir diese politische Linie eingehender untersuchen, seien noch 
zwei Bemerkungen zu der ersten, d. h. der »offiziellen Planungspoli­
tik« der Regierung, gemacht. 
Erstens beruhen die Inkohärenz und die Mängel der Regierungsver­
lautbarungen über das Entwicklungsprogramm - zumindest teilweise 
- noch auf jenem blassen »ideologischen Oberrest« der offiziellen Posi­
tion der Arbeiterbewegung zu der »demokratischen Programmierung«, 
der in den Erklärungen Pieraccinis und des Planungsbüros noch vor­
handen ist. Typisch für diese Position ist, daß dem Ziel der Vollbe­
schäftigung oder der raschen Beseitigung der »historischen Ungleich­
gewichte« oder der starken Expansion des »Staatsverbrauchs« nach wie 
vor »grundsätzlich« Priorität eingeräumt wird, während alle Wirt­
schaftsbereiche (einschließlich der vom Staat kontrollierten) sich an 
andere Prioritäten halten und weder ein politischer Wille noch die 
notwendigen Zwangsmittel zur Veränderung dieser Prioritäten ge­
geben sind. Und typisch ist die eng mit dieser Rangordnung der Prio­
ritäten verbundene Unterschätzung der internationalen Dimension 
und der »Imperative«, die sie dem italienischen Kapitalismus aufer­
legt: mit der These der vorrangigen Durchsetzbarkeit der oben er­
wähnten Ziele im Rahmen des bestehenden Systems werden die abseh­
baren Folgen der internationalen Integration beschönigt oder ver­
schleiert. 
Zweitens vollzieht sich bereits - nicht nur in der Praxis, sondern auch 
in den Erklärungen - eine Anpassung der Regierungsposition an die 
zweite, einschneidendere kapitalistische Planungslinie (die wir als die 
»Linie Petrilli-Carli« bezeichnen könnten). Das wichtigste Beispiel 
dafür ist die »nota aggiuntiva« zum Entwicklungsprogramm?', in der -
wenngleich unter vielen Vorbehalten und nicht völlig konsequent -
einige außerordentlich bedeutsame Bemerkungen des CNEL etwa zum 
Problem der Beschäftigungslage übernommen werden?*. 

71 Vgl. den Text in der Beilage zu Mondo Economico, 20. November 1965. 
72 »In dem Zeitraum 1966-70 wird das Angebot an Arbeitskräften eine Zuwachs­

rate aufweisen, die leicht unter der vom Plan vorhergesehenen Steigerung liegen 

184 



2. Die »Linie Carli-Petrilli* in der Stellungnahme des CNEL zum 
Fänfjahresplan 

Wie bereits erwähnt, beginnt der CNEL seine Betrachtungen damit, 
die »Mindestwachstumsziele« des Bruttosozialprodukts aufzustellen, 
die die italienische Wirtschaft erreichen muß, »um in dieser äußerst 
heiklen Phase des Aufbaus des Gemeinsamen Marktes und der von der 
Kennedy-Runde eröffneten Möglichkeiten eine eindeutige Verschlechte­
rung der eigenen Position zu vermeiden, die die weiteren Entwick­
lungsperspektiven erheblich beeinträchtigen würde, da sie im Rahmen 
des neuen Wirtschaftsraumes zu einer gefährlichen Verschärfung der 
Ungleichgewichte führen und unser Land zu einer schwer zu überwin­
denden subalternen Rolle verurteilen würde«73. 

Es muß also erstens geprüft werden, ob die im Plan vorgesehene durch­
schnittliche Zuwachsrate des Bruttosozialprodukts von $% im Jahr­
fünft diesen Mindestbedingungen entspricht, und zweitens, welche Be­
dingungen erforderlich sind, a) um sie ausgehend von der gegenwär­
tigen Konjunkturlage zu verwirklichen, und b) um sie während des 
ganzen Jahrfünfts beizubehalten?*. 
Die erste, allgemeinere Frage kann positiv beantwortet werden, wenn 
auch mit einigen Einschränkungen: das Ziel einer Jahreszuwachsrate 
von 5% ist vertretbar, sofern man berücksichtigt, daß es tatsächlich 
einen Mindestwert darstellt, der auf keinen Fall unterschritten werden 
darf; nicht umsonst empfiehlt der »Bericht über die wirtschaftlichen 
Entwicklungsperspektiven in der EWG« für Italien eine höhere durch­
schnittliche Wachstumsrate, und zwar 5,75%, »in der Sorge, ein aus­
gewogenes Wachstum der Wirtschaft der Gemeinschaft zu gewährlei-

wird. Die Verlangsamung der Wirtschaftstätigkeit in den beiden letzten Jahren 
hat den Prozeß der Absorption landwirtschaftlicher Arbeitskräfte durch die an­
deren produktiven Wirtschaftszweige eingedämmt, und dieses Phänomen wird 
wahrscheinlich in den ersten Jahren des nächsten Jahrfünfts noch fortbestehen« 
(S. VII) . Eine genauere Voraussage dieses Phänomens wird jedoch sofort danach 
vermieden und sein Ausmaß wird mit folgenden vagen Bemerkungen einge­
schränkt: I) »es kann davon ausgegangen werden, daß das zusätzliche Angebot an 
Arbeitskräften, das durch die Abnahme des Beschäftigungsgrades in der Land­
wirtschaft bedingt ist, niedriger sein wird, als im Programm vorgesehen worden 
ist«; II) »eine höhere Kapitalintensität, zu der es vor allem in den ersten Jahren 
in einigen Wirtschaftszweigen kommen kann, wird wahrscheinlich durch die Aus­
wirkungen der umfassenden Wiederbelebung der Wirtschaftstätigkeit auf die 
arbeitsintensiven Wirtschaftssektoren neutralisiert werden« (ibid.). Mit diesen 
beiden Bemerkungen wird die vorhergehende Feststellung sofort wieder aufge­
hoben, und alles bleibt beim alten. 

73 S. Beilage zu Mondo Economico, a. a. O., S. V. 
74 Ibid., S. IV 
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